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150. Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Übereinkommens, betreffend die
Sklaverei und des Abänderungsprotokolls hiezu.

1 5 1 . Kundmachung: Erweiterung des Geltungsbereiches der Europäischen Konvention über die
Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse.

152. Kundmachung : Beitritt weiterer Staaten zum internationalen Abkommen zur Schaffung eines
internationalen Tierseuchenamtes in Paris.

153. Kundmachung: Erweiterung des Geltungsbereiches des Pariser Unionsvertrages zum Schutze
des gewerblichen Eigentums.

1 5 4 . Kundmachung: Erweiterung des Geltungsbereiches des Übereinkommens über die Organisation

für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD).

155. Luftverkehrsabkommen zwischen Österreich und Spanien.

156. Abänderungen des Europäischen Währungsabkommens.
1 5 7 . Zusatzprotokoll Nr. 4 zur Abänderung des Europäischen Währungsabkommens und des

Protokolls über die vorläufige Anwendung.

150. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 30. April 1962 über die Ausdehnung
des Geltungsbereiches des am 25. September
1926 in Genf abgeschlossenen Übereinkom-
mens, betreffend die Sklaverei, und des Ab-
änderungsprotokolls hiezu vom 7. Dezember

1953.

1. Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben seit der Kundmachung
BGBl. Nr. 128/1959 nachstehende Staaten die
Erklärung abgegeben, sich an das Übereinkom-
men, betreffend die Sklaverei, vom 25. Septem-
ber 1926, BGBl. Nr. 17/1928, gebunden zu er-
achten:

Niger, die Elfenbeinküste und Kamerun.

2. Nach weiteren Mitteilungen des General-
sekretärs der Vereinten Nationen sind folgende
Staaten dem Übereinkommen, betreffend die Skla-
verei, vom 25. September 1926, in der Fassung
des Abänderungsprotokolls vom 7. Dezember
1953, BGBl. Nr. 183/1956, beigetreten:

Jordanien und Nigeria.

3. Nach einer weiteren Mitteilung des General-
sekretärs der Vereinten Nationen ist Marokko,
das dem Übereinkommen, betreffend die Skla-
verei, bereits angehört hat, dem Abänderungs-
protokoll vom 7. Dezember 1953 beigetreten.

Gorbach

1 5 1 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 7. Mai 1962, betreffend die Er-
weiterung des Geltungsbereiches der Europä-
ischen Konvention über die Gleichwertigkeit
der Reifezeugnisse vom 11. Dezember 1953.

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des
Europarates haben seit der Kundmachung BGBl.
Nr. 251/1957 folgende Staaten ihre Ratifikations-
beziehungsweise Beitrittsurkunden zur Europä-
ischen Konvention über die Gleichwertigkeit der
Reifezeugnisse, BGBl. Nr. 44/1957, hinterlegt:

Staaten : Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde :

Schweden 27. Mai 1960
Spanien 21. März 1962

Gorbach

152 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 10. Mai 1962 über den Beitritt
weiterer Staaten zum internationalen Ab-
kommen zur Schaffung eines internationalen

Tierseuchenamtes in Paris.

Nach einer Mitteilung der Regierung der Fran-
zösischen Republik sind folgende weitere Staaten
dem internationalen Abkommen zur Schaffung
eines internationalen Tierseuchenamtes in Paris,
BGBl. Nr. 285/1928, beigetreten:

Elfenbeinküste, Mali, Ober-Volta, Senegal und
Zypern.

Gorbach

22 67
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1 5 3 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 15. Mai 1962, betreffend die Er-
weiterung des Geltungsbereiches des Pariser
Unionsvertrages zum Schutze des gewerb-
lichen Eigentums vom 20. März 1883 in der
Londoner Fassung vom 2. Juni 1934, BGBl.

Nr. 7/1948.

Nach Mitteilungen der Schweizerischen Bot-
schaft in Wien sind seit der Kundmachung BGBl.
Nr. 46/1960 folgende Staaten dem Pariser Unions-
vertrag zum Schutze des gewerblichen Eigentums
vom 20. März 1883, revidiert in Brüssel am
14. Dezember 1900, in Washington am 2. Juni
1911, im Haag am 6. November 1925 und in
London am 2. Juni 1934, BGBl. Nr. 7/1948, bei-
getreten:

Tag des Inkrafttretens :

San Marino 4. März 1960
Vatikanstadt 29. September 1960
Island 5. Mai 1962

Gorbach

154. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 21. Mai 1962, betreffend die Er-
weiterung des Geltungsbereiches des Über-
einkommens über die Organisation für Wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

(OECD).

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
OECD haben noch folgende Staaten ihre Ratifi-
kationsurkunden zum Übereinkommen über die
Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD), BGBl. Nr. 248/1961,
bei der französischen Regierung hinterlegt:

Datum des Inkrafttretens:

Niederlande 13. November 1961
Luxemburg 7. Dezember 1961
Italien 29. März 1962

Gorbach

155.

Luftverkehrsabkommen zwischen Österreich
und Spanien.

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung von Spanien sind

als Signatarstaaten des 1944 in Chicago unter-
zeichneten Abkommens über die internationale
Zivilluftfahrt

in Übereinstimmung mit den Empfehlungen
der Europäischen Zivilluftfahrtskonferenz und

vom Wunsche geleitet, den Zivilluftverkehr
zwischen den Gebieten Österreichs und Spaniens
zu regeln und zu fördern, übereingekommen,
dies durch die folgenden Bestimmungen in Kraft
zu setzen:

Artikel 1. Flugverkehrsrechte.

(1) Jeder Vertragsschließende Teil gewährt dem
anderen Vertragschließenden Teil die in dem vor-
liegenden Abkommen bezeichneten Rechte zum
Zwecke der Errichtung regelmäßiger internatio-
naler Fluglinien auf den festgelegten Flugstrecken.
Die von jedem Vertragschließenden Teil namhaft
gemachten Fluglinienunternehmen genießen beim
Betrieb einer vereinbarten Fluglinie auf den fest-
gelegten Flugstrecken das Recht:

a) das Gebiet des anderen Vertragschließenden
Teiles ohne Landung zu überfliegen,

b) im Gebiet des anderen Vertragschließenden
Teiles zu nichtgewerbsmäßigen Zwecken zu
landen,

c) im Gebiet des anderen Vertragschließenden
Teiles an den in den Flugstreckenplänen
bezeichneten Punkten zu landen, um, unter
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Ausschluß jeder auf diesem Gebiet statt-
findenden Kabotage, im Rahmen des inter-
nationalen Luftverkehrs Fluggäste, Post
und Fracht aufzunehmen und abzusetzen.

(2) Die Flugstrecken, auf denen die namhaft
gemachten Fluglinienunternehmen berechtigt
sind, internationale Fluglinien zu betreiben, sollen
in einem Flugstreckenplan festgelegt werden (in
der Folge „vereinbarte Fluglinien" und „fest-
gelegte Flugstrecken" genannt), der durch die
Luftfahrtbehörden der beiden Vertragschließen-
den Teile zu vereinbaren ist.

Artikel 2. Erforderliche Bewilligungen.

(1) Jeder Vertragschließende Teil hat das Recht,
dem anderen Vertragschließenden Teil ein oder
mehrere Fluglinienunternehmen schriftlich zum
Betrieb der vereinbarten Fluglinien auf den fest-
gelegten Flugstrecken namhaft zu machen.

(2) Nach Empfang dieser Namhaftmachung er-
teilt der andere Vertragschließende Teil — ge-
mäß den Bestimmungen der Abs. 4 und 5
dieses Artikels — dem oder den namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmen unverzüglich die
erforderlichen Bewilligungen.

(3) Jeder Vertragschließende Teil hat das Recht,
durch schriftliche Benachrichtigung des anderen
Vertragschließenden Teiles die Namhaftmachung
eines Fluglinienunternehmens zurückzuziehen und
ein anderes Fluglinienunternehmen namhaft zu
machen.

(4) Die Luftfahrtbehörden eines Vertragschlie-
ßenden Teiles können von einem durch den
anderen Vertragschließenden Teil namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmen gemäß den Be-
stimmungen des Abkommens über die internatio-
nale Zivilluftfahrt (Chicago 1944) den Nachweis
verlangen, daß es in der Lage ist, die Vorausset-
zungen jener Gesetze und Vorschriften zu er-
füllen, die von diesen Luftfahrtbehörden auf
den Betrieb von internationalen Fluglinien nor-
maler- und billigerweise angewendet werden.

(5) Jeder Vertragschließende Teil hat das Recht,
die Erteilung der in Abs. 2 angeführten Bewil-
ligungen zu verweigern, falls nicht nachgewiesen
wird, daß ein wesentlicher Teil des Eigentums
und die tatsächliche Kontrolle dieses Fluglinien-
unternehmens bei dem Vertragschließenden Teil,
der das Fluglinienunternehmen namhaft gemacht
hat, oder dessen Staatsangehörigen liegen.

(6) Ein auf diese Weise namhaft gemachtes und
zugelassenes Fluglinienunternehmen kann jeder-
zeit den Betrieb der vereinbarten Fluglinien auf-
nehmen — vorausgesetzt, daß ein gemäß den
Bestimmungen des Artikels 6 des. vorliegenden
Abkommens erstellter Tarif in bezug auf diese
Fluglinien in Kraft gesetzt ist.
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Artikel 3. Widerruf und Untersagung.

(1) Jeder Vertragschließende Teil hat das Recht,
eine einem namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmen erteilte Bewilligung zu widerrufen oder
die Ausübung der in Artikel 1 des vorliegenden
Abkommens umschriebenen Rechte durch dieses
Fluglinienunternehmen zu untersagen,

a) wenn ihm nicht nachgewiesen wird, daß
ein wesentlicher Teil des Eigentums und
die tatsächliche Kontrolle dieses Fluglinien-
unternehmens bei dem Vertragschließenden
Teil, der das Fluglinienunternehmen nam-
haft gemacht hat, oder bei Staatsangehö-
rigen dieses Vertragschließenden Teiles lie-
gen, oder

b) wenn dieses Fluglinienunternehmen die Ge-
setze und Vorschriften des Vertragschlie-
ßenden Teiles, der diese Rechte gewährt,
nicht befolgt, oder

c) wenn das Fluglinienunternehmen es in an-
derer Weise unterläßt, den Betrieb gemäß
den im vorliegenden Abkommen vorge-
schriebenen Bedingungen durchzuführen.

(2) Falls ein sofortiger Widerruf oder eine so-
fortige Untersagung nicht erforderlich ist, um
weitere Verstöße gegen Gesetze und Vorschriften
zu verhindern, soll • dieses Recht erst nach Be-
ratung mit dem anderen Vertragschließenden
Teil ausgeübt werden.

Artikel 4. Befreiungen von Zöllen und Abgaben.

(1) Luftfahrzeuge, die von den namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmen eines Vertrag-
schließenden Teiles auf internationalen Fluglinien
betrieben werden, ihre normale Ausrüstung, der
Vorrat an Kraftstoff und Schmieröl sowie Bord-
vorräte (einschließlich Bordverpflegung, Getränke
und Tabakwaren) an Bord eines solchen Luft-
fahrzeuges sind von Zöllen, Untersuchungsge-
bühren und anderen Abgaben und Gebühren bei
der Ankunft im Gebiet des anderen Vertrag-
schließenden Teiles befreit, vorausgesetzt, daß
diese Ausrüstung und diese Vorräte bis zur Wie-
derausfuhr an Bord verbleiben.

(2) Mit Ausnahme der sich auf geleistete
Dienste beziehenden Entgelte sind von den in
Abs. 1 angeführten Gebühren und Abgaben
befreit:

a) Bordvorräte, die im Gebiet eines Vertrag-
schließenden Teiles innerhalb der durch die
Behörden dieses Vertragschließenden Teiles
festgesetzten Grenzen an Bord genommen
werden und zum Gebrauch an Bord jener
Luftfahrzeuge bestimmt sind, die auf inter-
nationalen Fluglinien des anderen Vertrag-
schließenden Teiles verwendet werden;

b) Ersatzteile, die in das Gebiet eines Vertrag-
schließenden Teiles zum Zwecke der War-
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tung und Reparatur von Luftfahrzeugen ein-
geführt werden, die auf internationalen
Fluglinien durch die namhaft gemachten
Fluglinienunternehmen des anderen Ver-
tragschließenden Teiles verwendet werden;

c) Kraft- und Schmierstoffe, die als Vorräte
für Luftfahrzeuge bestimmt sind, die von
den namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmen des anderen Vertragschließenden
Teiles auf internationalen Fluglinien ein-
gesetzt werden; dies gilt auch dann, wenn
diese Vorräte auf einem Teil des Fluges ver-
braucht werden, der über das Gebiet des
Vertragschließenden Teiles führt, in dem sie
an Bord genommen wurden.

Die unter lit. a, b und c angeführten Gegen-
stände können unter Zollaufsicht oder Zollkon-
trolle gehalten werden.

(3) Die normale Ausrüstung sowie andere Ge-
genstände und Vorräte, die sich an Bord des
Luftfahrzeuges eines Vertragschließenden Teiles
befinden, dürfen im Gebiete eines anderen Ver-
tragschließenden Teiles nur mit Zustimmung der
Zollbehörden dieses Gebietes entladen werden.
In diesem Falle können sie bis zum Zeitpunkt
ihrer Wiederausfuhr oder anderweitigen Ver-
fügung gemäß den Zollvorschriften unter Auf-
sicht der obgenannten Behörden gehalten werden.

(4) Transitpassagiere sollen im Gebiet eines
Vertragschließenden Teiles höchstens einer ver-
einfachten Zollkontrolle unterzogen werden. Ge-
päck und Fracht im direkten Transitverkehr sol-
len von Zollgebühren und anderen ähnlichen Ab-
gaben befreit sein.

Artikel 5. Kapazitätsvorschriften.

(1) Den Fluglinienunternehmen der beiden
Vertragschließenden Teile soll in gerechter und
gleicher Weise Gelegenheit zum Betrieb der ver-
einbarten Fluglinien auf den festgelegten Flug-
strecken zwischen ihren jeweiligen Gebieten ge-
geben werden.

(2) Die Vertragschließenden Teile haben auf
den gemeinsamen Flugstrecken die gegenseitigen
Interessen zu berücksichtigen und die diesbezüg-
lichen Fluglinien nicht ungebührlich zu beein-
trächtigen.

(3) Die von den namhaft gemachten Fluglinien-
unternehmen der beiden Vertragschließenden
Teile betriebenen vereinbarten Fluglinien sollen
in enger Beziehung zu dem Verkehrsbedürfnis
auf den festgelegten Flugstrecken stehen und als
Hauptaufgabe die Bereitstellung einer Kapazität
haben, die bei angemessener Ausnützung aus-
reicht, den jeweiligen und normalerweise vor-
aussehbaren Beförderungsbedarf für Fluggäste,
Fracht und Post zwischen dem Gebiet des das
Fluglinienunternehmen namhaft machenden Ver-
tragschließenden Teiles und dem letzten Bestim-
mungsland des Verkehrs zu decken.
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(4) Das Beförderungsangebot für Fluggäste,
Fracht und Post, die an Punkten auf den fest-
gelegten Flugstrecken im. Gebiet anderer Staaten
als jener, die das Fluglinienunternehmen namhaft
gemacht haben, aufgenommen oder abgesetzt
werden, soll dem allgemeinen Grundsatz entspre-
chen, daß sich die Kapazität nach

a) der Verkehrsnachfrage zwischen dem Her-
kunftsland und den Bestimmungsländern,

b) den Erfordernissen eines wirtschaftlichen
Betriebes der betreffenden Fluglinien und

c) der Verkehrsnachfrage in den durchquerten
Gebieten, unter Berücksichtigung örtlicher
und regionaler Fluglinien

richtet.

Artikel 6. Beförderungstarife.

(1) Die von den Fluglinienunternehmen eines
Vertragschließenden Teiles für die Beförderung in
das oder aus dem Gebiet des anderen Vertrag-
schließenden Teiles zu berechnenden Beförde-
rungstarife sollen angemessen sein und unter Be-
dachtnahme auf alle einschlägigen Faktoren, ins-
besondere auf die Wirtschaftlichkeit des Betriebes,
auf einen angemessenen Gewinn sowie auf die
Tarife anderer Fluglinienunternehmen auf den
gleichen Flugstrecken festgelegt werden.

(2) Die in Abs. 1 dieses Artikels genannten
Tarife sollen wenn möglich zwischen den nam-
haft gemachten Fluglinienunternehmen beider
Vertragschließender Teile in Beratung mit an-
deren Fluglinienunternehmen, welche die ganze
oder einen Teil dieser Strecke befliegen, verein-
bart werden. Eine solche Vereinbarung soll wenn
möglich das Tariffestsetzungsverfahren des Inter-
nationalen Lufttransportverbandes (IATA) be-
rücksichtigen.

(3) Die auf diese Weise vereinbarten Tarife
sollen den Luftfahrtbehörden der Vertragschlie-
ßenden Teile spätestens 30 Tage vor dem vor-
geschlagenen Zeitpunkt ihrer Einführung zur
Genehmigung vorgelegt werden. In besonderen
Fällen kann diese Frist vorbehaltlich der Zu-
stimmung der genannten Behörden herabgesetzt
werden.

(4) Können sich die namhaft gemachten Flug-
linienunternehmen nicht auf einen Tarif einigen
oder kann aus einem anderen Grund ein Tarif
gemäß den Bestimmungen des Abs. 2 dieses Ar-
tikels nicht festgelegt werden oder gibt ein Ver-
tragschließender Teil dem anderen während der
ersten 15 Tage der in Abs. 3 genannten 30tägigen
Frist seinen Wunsch auf Abänderung eines gemäß
den Bestimmungen des Abs. 2 dieses Artikels
vereinbarten Tarifes bekannt, so sollen die Luft-
fahrtbehörden der Vertragschließenden Teile ver-
suchen, den Tarif im gegenseitigen Einverneh-
men zu bestimmen.
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(5) Können die Luftfahrtbehörden sich nicht
über die Genehmigung eines gemäß Abs. 3 dieses
Artikels vorgelegten Tarifes oder über die Fest-
setzung eines Tarifes gemäß Abs. 4 einigen, so
soll die Meinungsverschiedenheit nach den Be-
stimmungen des Artikels 12 des vorliegenden
Abkommens beigelegt werden.

(6) Gemäß den Bestimmungen des Abs. 3 dieses
Artikels kann ein Tarif, den die Luftfahrtbehör-
den eines Vertragschließenden Teiles nicht geneh-
migt haben, nicht in Kraft treten.

(7) Die gemäß den Bestimmungen dieses Ar-
tikels erstellten Tarife bleiben so lange in Kraft,
bis neue Tarife gemäß den Bestimmungen dieses
Artikels genehmigt worden sind.

Artikel 7. Statistik.

Die Luftfahrtbehörden jedes Vertragschließen-
den Teiles sollen den Luftfahrtbehörden des an-
deren Vertragschließenden Teiles auf deren Er-
suchen alle statistischen Unterlagen übermitteln,
die billigerweise zum Zwecke der Überprüfung
der auf den vereinbarten Fluglinien von den
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen des
anderen Vertragschließenden Teiles bereitgestell-
ten Kapazität erforderlich erscheinen. Derartige
Unterlagen sollen alle Angaben umfassen, die zur
Feststellung des Umfanges des von diesen Flug-
linienunternehmen auf den vereinbarten Flug-
linien beförderten Verkehrs erforderlich sind.

Artikel 8. Beratungen.

Die Luftfahrtbehörden der Vertragschließen-
den Teile sollen sich von Zeit zu Zeit im Geiste
einer engen Zusammenarbeit beraten, um die zu-
friedenstellende Anwendung der Bestimmungen
des vorliegenden Abkommens zu gewährleisten.

Artikel 9. Abänderung des Abkommens.

(1) Wenn ein Vertragschließender Teil es für
zweckmäßig hält, eine Bestimmung des vorlie-
genden Abkommens abzuändern, kann er eine
Beratung mit dem anderen Vertragschließenden
Teil verlangen. Eine solche Beratung, die zwi-
schen den Luftfahrtbehörden mündlich oder
schriftlich durchgeführt werden kann, soll inner-
halb einer Frist von 60 (sechzig) Tagen, gerechnet
vom Datum des Ersuchens, beginnen. Alle der-
art vereinbarten Abänderungen werden in Kraft
treten, sobald sie durch diplomatischen Noten-
wechsel bestätigt worden sind.

(2) Abänderungen der Anhänge einschließlich
des Flugstreckenplanes können durch unmittel-
bare Vereinbarung der zuständigen Luftfahrtbe-
hörden der Vertragschließenden Teile erfolgen.
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Artikel 10. Auswirkung multilateraler Ab-
kommen.

Das vorliegende Abkommen und seine An-
hänge sollen abgeändert werden, soweit dies zur
Anpassung an ein für beide Vertragschließenden
Teile verbindliches multilaterales Übereinkom-
men erforderlich ist.

Artikel 11. Kündigung.

Jeder Vertragschließende Teil kann dem an-
deren Vertragschließenden Teil jederzeit seinen
Entschluß bekanntgeben, das vorliegende Abkom-
men zu kündigen. Eine solche Bekanntgabe soll
gleichzeitig der Internationalen Zivilluftfahrt-
organisation mitgeteilt werden. In einem solchen
Fall läuft das Abkommen zwölf Monate nach
dem Zeitpunkt des Erhaltes der Bekanntgabe
beim anderen Vertragschließenden Teil ab, sofern
die Kündigung nicht vor Ablauf dieser Frist
einvernehmlich zurückgezogen wird. Erfolgt
keine Empfangsbestätigung durch den anderen
Vertragschließenden Teil, so gilt die Kündigung
als vierzehn Tage nach Empfang durch die Inter-
nationale Zivilluftfahrtorganisation eingegangen.

Artikel 12. Beilegung von Meinungsverschieden-
heiten.

(1) Wenn zwischen den Vertragschließenden
Teilen über die Auslegung oder Anwendung des
vorliegenden Abkommens irgendeine Meinungs-
verschiedenheit entsteht, so sollen die Vertrag-
schließenden Teile sich zunächst bemühen, diese
durch direkte Verhandlungen beizulegen.

(2) Kommen die Vertragschließenden Teile auf
dem Verhandlungswege zu keiner Einigung, so
kann die Meinungsverschiedenheit einvernehmlich
einer Person oder einer Organisation oder auf
Ersuchen eines Vertragschließenden Teiles einem
Schiedsgericht von drei Schiedsrichtern, von denen
je einer von einem Vertragschließenden Teil nam-
haft zu machen und der dritte von den beiden
auf diese Weise ernannten Schiedsrichtern zu be-
stimmen ist, zur Entscheidung vorgelegt werden.
Jeder Vertragschließende Teil soll innerhalb von
sechzig Tagen vom Zeitpunkt des Einganges einer
diplomatischen Note des einen Vertragschließen-
den Teiles beim anderen, in der um eine schieds-
richterliche Entscheidung der Meinungsverschie-
denheit ersucht wird, einen Schiedsrichter nam-
haft machen. Der dritte Schiedsrichter soll inner-
halb von weiteren sechzig Tagen bestimmt wer-
den. Wenn einer der Vertragschließenden Teile
verabsäumt, innerhalb der festgelegten Frist einen
Schiedsrichter namhaft zu machen, oder wenn
der dritte Schiedsrichter nicht innerhalb der fest-
gelegten Frist ernannt wird, so kann jeder der
Vertragschließenden Teile den Präsidenten des
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Rates der Internationalen Zivilluftfahrtorgani-
sation ersuchen, einen oder mehrere Schieds-
richter, wie es der Fall erfordert, zu bestimmen.
In einem solchen Fall soll der dritte Schieds-
richter ein Staatsangehöriger eines dritten Staates
sein und als Präsident des Schiedsgerichtes fun-
gieren.

(3) Die Vertragschließenden Teile verpflichten
sich, jede nach Abs. 2 dieses Artikels ergangene
Entscheidung zu befolgen.

Artikel 13. Registrierung.

Das. vorliegende Abkommen und jeder Noten-
austausch gemäß Artikel 9 Abs. 1 sollen bei der
Internationalen Zivilluftfahrtorganisation regi-
striert werden.

Artikel 14. Unterzeichnung.

Das vorliegende Abkommen tritt an dem Tage
in Kraft, an dem sich die Vertragschließenden
Teile durch Notenwechsel, der so bald wie mög-
lich in Wien stattfinden soll, mitteilen, daß das
Abkommen entsprechend ihren verfassungsmä-
ßigen Bestimmungen genehmigt wurde.

Zu Urkund dessen haben die Unterfertigten,
hiezu ordnungsgemäß bevollmächtigt, das vor-
liegende Abkommen unterzeichnet und mit ihren
Siegeln versehen.

Geschehen am 19. Februar 1962 zu Wien
in doppelter Ausfertigung in deutscher und spa-
nischer Sprache, wobei beide Texte in gleicher
Weise maßgebend sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:

B. Kreisky m. p.

Für die Regierung Spaniens:

J. S. de Erice m. p.



770 37. Stück — Ausgegeben am 20. Juni 1962 — Nr. 155

Anhang.

Flugstreckenplan.
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Dieses Abkommen wurde gemäß seinem Artikel 14 durch Notenwechsel mit Wirksam-
keit vom 11. Mai 1962 in Kraft gesetzt.

Gorbach
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156.

Der Bundespräsident erklärt die vom Rat der Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) gemäß Artikel 26 des Europäischen Währungsabkommens (BGBl.
Nr. 75/1960) beschlossenen Abänderungen des Europäischen Währungsabkommens, welche also
lauten:

(Übersetzung)

1. Artikel 7 Absatz (c) des
Abkommens wird wie folgt ab-
geändert:

„(c) Der Zeitraum, in dem Kre-
dite in Anspruch genom-
men werden können, darf
drei Jahre nicht über-
schreiten. Jeder in An-
spruch genommene Kredit
ist innerhalb eines Zeit-
raumes zurückzuzahlen,
der vom Zeitpunkt seiner
Gewährung an drei Jahre
nicht überschreitet; die
Organisation kann jedoch
in besonderen Fällen be-
schließen, daß er innerhalb
eines Zeitraumes zurück-
zuzahlen ist, der von
diesem Tage an fünf Jahre
nicht überschreitet. Rück-
zahlungen können vor
dem Fälligkeitstermin vor-
genommen werden."

2. Artikel 11 Absatz (a) 2.
des Abkommens wird wie folgt
abgeändert:

„2. Beträge, welche sie in der
Währung jeder anderen
Vertragspartei hält, soweit
sie beabsichtigt, diese Be-
träge unter dem vorliegen-
den Abkommen abzurech-
nen; und"

3. Artikel 15 des Abkommens
wird gestrichen.

4. Artikel 19 Absatz (e) des
Abkommens wird wie folgt ab-
geändert:

„(e) Der Vorsitzende des Aus-
schusses für den Zahlungs-
verkehr im Rahmen der
Organisation kann eben-
falls an den Sitzungen des
Direktoriums teilnehmen;
er ist berechtigt, an den
Beratungen, nicht aber an
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der Beschlußfassung mit-
zuwirken. Das Direkto-
rium kann auch andere
Personen zur Teilnahme
an seinen Sitzungen ein-
laden."

5. Artikel 30 Absatz (d) des
Abkommens wird wie folgt ab-
geändert:

„(d) Nach Ablauf des vierten
Jahres seit dem Inkraft-
treten dieses Abkommens
kann eine Vertragspartei
dieses Abkommen für sich
selbst beendigen, indem sie
dem Generalsekretär der
Organisation die Kündi-
gung mit Dreimonatsfrist
mitteilt. Das Ausscheiden
wird an dem Tage wirk-
sam, an dem die Kündi-
gungsfrist abläuft, bezie-
hungsweise, wenn die Be-
stimmungen des Teiles II
dieses Abkommens auf die
Vertragspartei Anwendung
finden, mit dem Ablauf
der Abrechnungsperiode,
in der die Kündigungs-
frist abläuft, vorausgesetzt,
daß die betreffende Ver-
tragspartei zu diesem Zeit-
punkt allen ihren Ver-
pflichtungen gegenüber
dem Fonds nachgekommen
ist. Der Generalsekretär
hat allen Vertragsparteien
vom Eingang jeder gemäß
diesem Absatz ausgespro-
chenen Kündigung Kennt-
nis zu geben."

6. Artikel 32 Absatz (a) und
(b) des Abkommens wird wie
folgt abgeändert:

„(a) Spätestens drei Monate
vor Ablauf des vierten seit
dem Inkrafttreten dieses
Abkommens verflossenen
Jahres wird die Organisa-
tion unbeschadet der Be-
stimmungen in Artikel 31
eine eingehende Unter-
suchung über die Durch-
führung dieses Abkom-
mens vornehmen, um zu
entscheiden, und zwar in
Beratung mit der Regie-
rung der Vereinigten
Staaten, unter welchen Be-
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dingungen das Abkommen
vom Ende des genannten
Jahres an weiter in Kraft
bleiben kann.

(b) Wirkt eine Vertragspartei
an der. gemäß Absatz (a)
dieses Artikels von der
Organisation getroffenen
Entscheidung nicht mit,
so endigt dieses Abkom-
men für sie mit Ablauf
des vierten seit seinem
Inkrafttreten verflossenen
Jahres. In diesem Fall
findet Artikel 30, Ab-
satz (e) und (f) auf diese
Vertragspartei Anwen-
dung."

7. (a) Artikel 33, Absatz (b)
des Abkommens wird wie folgt
abgeändert:

„b) Sofern die Organisation
nicht anders entscheidet,
tritt dieses Abkommen
jederzeit nach dem Ende
des vierten seit seinem
Inkrafttreten verflossenen
Jahres außer Kraft, falls
sich die Summe der Bei-
träge der Vertragsparteien
auf weniger als 50 v. H.
der Gesamtsumme der
Beiträge belaufen sollte."

(b) Artikel 33 Absatz (e) 4.
des Abkommens wird wie folgt
abgeändert:

„4. vorbehaltlich eines allfäl-
ligen, erforderlichenfalls
im Einvernehmen mit der
Regierung der Vereinigten
Staaten von der Organisa-
tion gefaßten Beschlusses
bezüglich der Rückzahlung
eines dem Fonds auf
Grund des Artikels 7 A
gewährten Sonderkredites,
ist der Fonds gemäß den
Bestimmungen der Anlage
dieses Abkommens, das
für die Zwecke der Liqui-
dierung bis zur Durch-
führung der Bestimmun-
gen dieser Anlage, die
einen wesentlichen Be-
standteil des Abkommens
bildet, in Kraft bleibt, zu
liquidieren.
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für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der
in diesen Abänderungen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 2. März 1962.

Der Bundespräsident:

Schärf

Der Bundeskanzler:

Gorbach

Der Bundesminister für Finanzen:

Klaus

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Kreisky

Die vorstehenden Änderungen sind am 1. Jänner 1962 in Kraft getreten; die Bestimmungen
des Absatzes 4 werden als am 30. September 1961 wirksam geworden betrachtet.

Gorbach

157.

Der Bundespräsident erklärt das Zusatzprotokoll Nr. 4 zur Abänderung des Europäischen
Währungsabkommens vom 5. August 1955 (BGBl. Nr. 75/1960) und des Protokolls über die vor-
läufige Anwendung vom 5. August 1955, welches also lautet:

(Übersetzung)

ZUSATZPROTOKOLL
NR. 4 ZUR ABÄNDE-
RUNG DES EUROPÄI-
SCHEN WÄHRUNGSAB-
KOMMENS VOM 5. AU-
GUST 1955 UND DES
PROTOKOLLS ÜBER DIE
VORLÄUFIGE ANWEN-
DUNG VOM 5. AUGUST

1955.

DIE REGIERUNGEN der
Bundesrepublik Deutschland, der
Republik Österreich, des König-
reichs Belgien, des Königreichs
Dänemark, Spaniens, der Fran-
zösischen Republik, des König-
reichs Griechenland, Irlands, der
Republik Island, der Italieni-
schen Republik, des Großher-
zogtums Luxemburg, des König-
reichs Norwegen, des König-
reichs der Niederlande, der
Portugiesischen Republik, des
Vereinigten Königreichs Groß-
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britannien und Nordirland, des
Königreichs Schweden, der
Schweizerischen Eidgenossen-
schaft und der Türkischen Re-
publik

HABEN
ALS VERTRAGSPARTEIEN

des am 5. August 1955 unter-
zeichneten Europäischen Wäh-
rungsabkommens (im folgenden
„Abkommen" genannt) und des
am gleichen Tage unterzeichne-
ten Protokolls über die vor-
läufige Anwendung des Abkom-
mens (im folgenden „Protokoll
über die vorläufige Anwendung"
genannt);

ALS VERTRAGSPARTEIEN
der am 27. Juni 1958 und
15. Jänner 1960 unterzeichneten
Zusatzprotokolle Nr. 2 und 3
zur Abänderung des Abkom-
mens;

ALS SIGNATARE des Über-
einkommens vom 14. Dezember
1960, gemäß dessen Artikel 15
die Organisation für Europäi-
sche Wirtschaftliche Zusammen-
arbeit am 30. September 1961
in die Organisation für Wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (im folgenden
„Organisation" genannt) um-
gestaltet wurde;

IM HINBLICK DARAUF,
daß auf Grund der Zusatzproto-
kolle Nr. 2 und 3 und der Be-
schlüsse des Rates der Organi-
sation für Europäische Wirt-
schaftliche Zusammenarbeit
vom 20. Juli 1958, 18. Dezem-
ber 1959 und 19. Juli 1960 die
Artikel 3, 4, 5, 9, 10, 13, 18,
26, 29, 30 und 33 des Abkom-
mens sowie § 6 des Protokolls
über die vorläufige Anwen-
dung abgeändert worden sind
und ein Artikel 7 A dem Ab-
kommen hinzugefügt worden
ist;

IM HINBLICK DARAUF,
daß gemäß § 1 des Protokolls
über die vorläufige Anwendung,
Artikel 5 des Zusatzprotokolls
Nr. 2 und Artikel 7 des Zu-
satzprotokolls Nr. 3 die so ab-
geänderten Bestimmungen des
Abkommens vorläufig so ange-
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wendet werden, als ob sie am
27. Dezember 1958 in Kraft ge-
treten wären;

. AUF GRUND DER VER-
EINBARUNG, bestimmte an-
dere Änderungen am Abkom-
men und am Protokoll über die
vorläufige Anwendung vorzu-
nehmen; und

IM HINBLICK auf einen vom
Rat der Organisation am
12. Dezember 1961 gefaßten
Beschluß, mit dem der Text des
vorliegenden Zusatzprotokolls
genehmigt wird;

FOLGENDES VEREIN-
BART:

Artikel 1

(a) Der siebente und achte
Absatz der Präambel zum Ab-
kommen werden wie folgt ab-
geändert:

„IN DEM WUNSCHE, einen
institutionellen Rahmen für die
Fortsetzung der monetären Zu-
sammenarbeit in Europa zu
schaffen und die Vertragspar-
teien bei der Durchführung der
Beschlüsse der Organisation für
Europäische Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit hinsichtlich der
Handelspolitik und Liberalisie-
rung des Warenverkehrs und
der unsichtbaren Transaktionen
zu unterstützen;

IM HINBLICK AUF die am
29. Juli 1955 erfolgte Annahme
einer Empfehlung des Rates
der Organisation für Europäi-
sche Wirtschaftliche Zusammen-
arbeit, in der der Wortlaut
dieses Abkommens genehmigt,
seine Unterzeichnung durch die
Mitglieder der genannten
Organisation empfohlen und be-
stimmt wird, daß die genannte
Organisation die in diesem Ab-
kommen vorgesehenen Funk-
tionen mit Beginn seines In-
krafttretens übernehmen soll;"

(b) Die folgenden zwei Ab-
sätze sind am Ende der Prä-
ambel zum Abkommen hinzu-
zufügen:
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„IM HINBLICK DARAUF,
daß gemäß Artikel 15 eines am
14. Dezember 1960 unterzeich-
neten Übereinkommens die
Organisation für Europäische
Wirtschaftliche Zusammenarbeit
am 30. September 1961 in die
Organisation für Wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwick-
lung (im folgenden „Organi-
sation" genannt) umgestaltet
worden ist und sich die Ver-
tragsparteien dieses Abkom-
mens sowie Kanada und die Ver-
einigten Staaten von Amerika
verpflichtet haben, die Tradition
der Zusammenarbeit, die sich
zwischen ihnen herausgebildet
hat, zu stärken und sie für neue
Aufgaben und weiterreichende
Ziele nutzbar zu machen;

IM HINBLICK DARAUF,
daß die Empfehlung des Rates
der Organisation für Europäi-
sche Wirtschaftliche Zusammen-
arbeit vom 29. Juli 1955 am
30. September 1961 die Zustim-
mung des Rates der Organi-
sation (im folgenden „Rat" ge-
nannt) gefunden hat und die
Organisation demnach weiter-
hin die in diesem Abkommen
vorgesehenen Funktionen über-
nimmt;"

Artikel 2

Artikel 2 des Abkommens
wird wie folgt abgeändert:

„Artikel 2

ZWECK DES FONDS

Der Fonds hat den Zweck,

1. den Vertragsparteien Kre-
dit zu gewähren, um ihnen
zu helfen, vorübergehen-
den Schwierigkeiten in der
Gesamtzahlungsbilanz ent-
gegenzuwirken und wei-
terhin eine freizügige, nicht
diskriminierende Handels-
und Zahlungspolitik zu
verfolgen;

2. das Funktionieren des
Systems des Zahlungsaus-
gleichs zu erleichtern."
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Artikel 3

Artikel 25 des Abkommens
wird wie folgt abgeändert:

„Artikel 25

PRIVILEGIEN UND IM-
MUNITÄTEN

(a) Die Bestimmungen des
Teiles II und III des Zusatz-
protokolls Nr. 1 zur Konven-
tion über die Europäische Wirt-
schaftliche Zusammenarbeit vom
16. April 1948 finden gemäß
Zusatzprotokoll Nr. 2 zu dem
Übereinkommen über die
Organisation für Wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwick-
lung vom 14. Dezember 1960
Anwendung auf den Fonds
und seine Vermögenswerte, ein-
schließlich ihrer Erträgnisse,
unbeschadet der Bestimmungen
in Absatz (b) und (c) dieses
Artikels.

(b) Die Vermögenswerte des
Fonds, einschließlich ihrer Er-
trägnisse, wo und in wessen
Besitz sie sich auch befinden,
sowie die nach diesem Abkom-
men zulässigen Operationen und
Geschäfte sind von allen Steuern
und Zollabgaben befreit.

(c) Auf die zu den Ver-
mögenswerten des Fonds gehö-
renden Goldbestände und auf
alle Geschäfte, die diese Goldbe-
stände betreffen, finden gemäß
dem genannten Zusatzprotokoll
Nr. 2 die in Absatz (a) dieses
Artikels erwähnten Bestim-
mungen des Artikels 5 des
Protokolls Nr. 1 Anwendung."

Artikel 4

§ 3 (2) der Anlage des Ab-
kommens wird wie folgt abge-
ändert:

„2. ist der Betrag, um den
bis zur Beendigung des Abkom-
mens oder gegebenenfalls bei
Abschluß der Abrechnungen für
die Abrechnungsperiode, mit
deren Ablauf das Abkommen
endigt, die an den Fonds ge-
zahlten Zinsen und die Ein-
nahmen des Fonds höher sind als
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die vom Fonds gezahlten Zinsen
und die ihm entstandenen Aus-
gaben, zwischen dem Restkapi-
tal und den Vertragsparteien
aufzuteilen im Verhältnis der
gemäß Artikel 4, Absatz (a) bis
(c) und Absatz (d) des Abkom-
mens an den Fonds geleisteten
durchschnittlichen Zahlungen,
wobei die an jede Vertragspartei
bereits geleisteten Zinszahlungen
sowie die zu den Zinszahlungen
im Verhältnis stehenden Beträge
der Nettoeinnahmen des Fonds,
deren Haftung als Restkapital
ab dem Tage der Leistung jeder
dieser Zinszahlungen vom Fonds
vorausgesetzt wird, zu berück-
sichtigen sind; und schließlich"

Artikel 5

§ 9 (c) der Anlage des Ab-
kommens wird wie folgt abge-
ändert:

„(c) Die Anwendung der Be-
stimmungen in Absatz (a) und
(b) dieses Paragraphen bedarf
der Zustimmung der Regierung
der Vereinigten Staaten von
Amerika, die in Beratung mit
der Organisation bestimmen
kann, daß die in Absatz (a)
dieses Paragraphen erwähnten
Beträge zum Nutzen der Län-
der, die Vertragsparteien des
Abkommens sind oder dies zu
irgendeinem Zeitpunkt waren
(und zwar für sie als einzelne
Länder oder als Gruppe) geson-
dert zurückgestellt werden.
Sollte die Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika
entscheiden, daß die Bestim-
mungen der Absätze (a) und
(b) dieses Paragraphen keine
Anwendung finden, so wird sie
die Organisation innerhalb von
drei Monaten nach der Beendi-
gung dieses Abkommens ent-
sprechend benachrichtigen."

Artikel 6

Die Schlußklausel des Abkom-
mens wird wie folgt abgeän-
dert:
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„GEGEBEN zu Paris am
5. August 1955, in englischer
und französischer Sprache, wo-
bei beide Fassungen in gleicher
Weise maßgebend sind, in einem
einzigen Exemplar, das beim
Generalsekretär der Organisa-
tion hinterlegt bleibt."

Artikel 7

Die Schlußklausel des Proto-
kolls über die vorläufige An-
wendung des Abkommens wird
wie folgt abgeändert:

„GEGEBEN zu Paris am
5. August 1955, in englischer
und französischer Sprache, wo-
bei beide Fassungen in gleicher
Weise maßgebend sind, in einem
einzigen Exemplar, das beim
Generalsekretär der Organisa-
tion hinterlegt bleibt."

Artikel 8

1. Die Artikel 1 bis 7 dieses
Zusatzprotokolls sind Bestand-
teile des Abkommens.

2. Dieses Zusatzprotokoll ist
zu ratifizieren oder zu geneh-
migen. Es tritt zu demselben
Zeitpunkt wie das Abkommen
in Kraft oder, wenn dieses Zu-
satzprotokoll zu diesem Zeit-
punkt noch nicht von Si-
gnataren ratifiziert oder geneh-
migt ist, nach Hinterlegung der
Ratifikations- oder Genehmi-
gungsurkunden durch alle Si-
gnatare.

3. Dieses Zusatzprotokoll
bleibt bis zur Beendigung des
Abkommens in Kraft, wobei die
Artikel 30, 31, 32 und 33 des
Abkommens für dieses Zusatz-
protokoll ebenso wie für das
Abkommen gelten.

Artikel 9

Unbeschadet der Bestimmun-
gen von Artikel 8 Absatz 2
werden die Vertragsparteien
dieses Zusatzprotokolls seine
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Bestimmungen ab 1. Jänner
1962 anwenden, wobei Einver-
nehmen darüber besteht, daß
die gemäß Artikel 1 bis 3 und
5 bis 7 erfolgten Abänderungen
des Abkommens als am 30. Sep-
tember 1961 und die gemäß
Artikel 4 erfolgte Abänderung
des Abkommens als am
14. April 1960 wirksam ge-
worden betrachtet werden.

ZU URKUND DESSEN
haben die unterzeichneten Ver-
treter auf Grund gehöriger Voll-
machten dieses Protokoll mit
ihren Unterschriften versehen.

GEGEBEN zu Paris am
12. Dezember 1961 in englischer
und französischer Sprache, wo-
bei beide Fassungen in gleicher
Weise maßgebend sind, in einem
einzigen Exemplar, das beim
Generalsekretär der Organisa-
tion für Wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung
hinterlegt bleibt, der allen Signa-
taren des Protokolls beglaubigte
Abschriften zustellen wird.

für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der
in diesem Zusatzprotokoll enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 2. März 1962.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Gorbach

Der Bundesminister für Finanzen:

Klaus

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Kreisky

Das vorstehende Zusatzprotokoll wird gemäß seinem Artikel 9 ab 1. Jänner 1962 vorläufig
angewendet, wobei die gemäß Artikel 1 bis 3 und 5 bis 7 erfolgten Abänderungen des Abkommens
als am 30. September 1961 und die gemäß Artikel 4 erfolgte Abänderung des Abkommens als am
14. April 1960 wirksam geworden betrachtet werden.

Das vorstehende Zusatzprotokoll ist bisher von Dänemark und Island ratifiziert worden.

Gorbach


